
kein Freund.
kein Helfer.

Demo & Veranstaltung:
gegen den systematischen Abbau 
demokratischer Rechte durch die 

Novellierung der Polizei-Aufgaben-Gesetze

#noNPoG
Großdemonstration

Hannover – 08. 09. 2018

Information und Diskussion
Veranstaltung im Gasthof Meuchefitz
Montag, 3. September 2018
Beginn: 20 Uhr

es laden ein: 

   anti atom aktuell
   Ermittlungsausschuss Gorleben
   BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

  >>   Bayern war der Vorreiter, 
andere Länder haben nach-
gezogen. Nun plant auch die 

Regierung in Niedersachsen, 
der Polizei neue weitreichende 
Befugnisse einzuräumen. 

Über die geplanten Veränderun-
gen informiert Irene, eine Aktivis-
tin von contrAtom. Anschließend 
wollen wir darüber diskutieren, 
welche Auswirkungen auf sozia-
le Bewegung absehbar sind, und 
was uns wichtig erscheint, um 
die eigene Handlungsfähigkeit 
zu erhalten. 

Karten für den Bus gibts im BI-Büro



Die Landesregierung aus CDU und SPD sieht im 
aktuellen Gesetzentwurf massive Ausweitungen der 
polizeilichen Befugnisse und einen Abbau demokra-
tischer Freiheits- und Grundrechte vor. Aber auch 
in anderen Bundesländern sehen wir ähnliche Ver-
schärfungen, die den Staat mehr und mehr zu einem 
Überwachungsstaat ausbauen. Diesen Entwicklungen 
stellen wir uns entschieden entgegen. Den Gesetz-
entwurf “NPOG” der niedersächsischen Landesregie-
rung lehnen wir mit aller Deutlichkeit ab und fordern 
dessen Zurücknahme. Anders als bisher soll die 
Polizei in Zukunft schon dann Menschen überwachen, 
verfolgen und gefangen nehmen dürfen, wenn ihnen 
unterstellt wird, über Straftaten nachzudenken, ohne 
sie tatsächlich auszuführen. Das ist eine ganz grund-
sätzliche Änderung der Rolle der Polizei in unserer 
Gesellschaft, ein so genannter Paradigmenwechsel. 
Die Verwischung der Grenzen zwischen polizeilicher 
und nachrichtendienstlicher Tätigkeit stellt die 
Gewaltenteilung infrage.

Folgende Neuregelungen lehnen wir ab:

Polizeiliche Sanktionen und Überwachungsmaßnahmen 
gegen konkrete Personen bei bloßer Annahme der zu-
künftigen Begehung einer terroristischen Straftat

* Meldeauflagen ohne Richter*innenvorbehalt
* Aufenthaltsvorgaben u. Kontaktverbote 

ohne Richter*innenvorbehalt
* Elektronische Fußfessel ohne Richter*innenvorbehalt
* Durchsetzungs- und Präventivgewahrsam 

bis zu 74 Tage
* Videoüberwachung im Gewahrsam
* Polizeiliche Quellen-TKÜ
* Polizeiliche Online-Überwachung mittels Trojaner
* Verdeckte Personen-Observation
* Verdeckte Bild- und Sprachaufzeichnungen 

sowie Aufenthaltsermittlungen außerhalb von 
sowie in und aus Wohnungen

* Einsatz von V-Leuten und verdeckten Ermittler*innen

Zusätzliche Mittel zur Ausübung 
des unmittelbaren Zwanges

* Elektroimpulsgeräte (Elektroschocker, Taser) 
noch vor Schlagstockeinsatz 

Verschärfte Strafverfolgung 
von Versammlungsteilnehmenden

* Einordnung des besonders schweren Falls des 
Landfriedensbruchs als ‚Straftat von erheblicher 
Bedeutung‘, um Demonstrierende durch technische 
Mittel, Observationen und V-Leute präventiv 
überwachen zu können

* Vermummung auf Versammlungen 
als Straftat

Überwachung des öffentlichen Raums 
bei bloßer Annahme der zukünftigen Begehung 
von Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten 
sowie Zugriff auf Daten Dritter

* Bild- und Tonaufzeichnungen von Personen 
bei öffentlichen Veranstaltungen

* Bildübertragung aus öffentlich zugänglichen Räumen
* Bild- und Tonaufnahmen mittels polizeilicher 

Bodycams
* Videoüberwachung zur Geschwindigkeitskontrolle
* Einsichtnahme in und Herausgabe von Bild- und 

Tonaufzeichnungen öffentlich zugänglicher Räume

Aufruf zur Großdemonstration 
vom Bündnis ‚# noNPOG 

Nein zum neuen 
niedersächsischen Polizeigesetz!


